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Sonderabdruck aus dem «Staats -Anzeiger für Württemberg" Nr. 177 vom 31. Juli 1915.

Amtliches.
Verfügungen der Behörden.

Bekanntmachung.
Beschlagnahine, Meldepflicht und Ablieferung von fertigen,
gebrauchten und ungebrauchtenGegenständen aus Kupfer,

Messing und Reinnickel.
Nachstehende Verordnung wird hiermit zur allgemeinen

Kenntnis gebracht mit dem Bemerken, daß jede Ueber-
tretung — worunter auch verspätete oder unvollständige
Meldung fällt — sowie sedes Anreizen zur Übertretung
der erlassenen Vorschrift , soweit nicht nach den allgemeinen
Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt sind, nach 8 9 Buch¬
stabe 'd* des Gesetzes über den Belagerungszustand vom
4. Juni 1851 oder nach 8 5** der Bekanntmachung über
Vorratserhebungen vom 2. Februar 1915 bestraft wird.

8 1-
Jnkrafttreten der Verordnung . .

Die Verordnung tritt am 31. Juli 1915, nachts 12 Uhr, in Kraft.
§ 2 .

Von der Verordnung betroffene Gegenstände.
Klasse 71. Gegenständeaus Kupfer und Messing: ^ .

1. Geschirre und Wirtschaftsgeräte seder Art für Küchen und Back¬
stuben,

wie beispielsweiseKoch- und Einlegekessel, Marmeladen- und
Spesscciskeisel. Töpfe. Fruchtkocher, Pfannen , Backformen,
Kasserollen̂ Kühler, Schüsseln, Mörser usw.;

2. Waschkessel, Türen an Kachelöfen und Kochmaschinen bzw. Herden;
3. Badewannen; Warmwasferschiffe, -behälter, -blasen, -schlangen,

Druckkessel. Warmwasserbereiter sBoilers in Kochmaschmen und
Herden; Wasserkasten, eingebaute Kessel aller Art.

KlasseL . Gegenstände aus Reinnickel:*** - .
1. Geschirre und Wirtschaftsgeräte jeder Art für Küchen und Back¬

stuben,
wie beispielsweiseKoch- und Einlegekessel, Marmeladen- und
Speiseeiskessel, Fruchtkocher, Servierplatten , Pfannen , Back-
formen. Kasserollen. Kühler, Schüsseln usw.;

2. Einsätze für Kocheinrichtunqen. wie Kessel. Deckelschalen, Innen-
töpie nebst Deckeln an Kipptöpfen, Kartoffel-, Fisch- und Fleisch-
einiätze usw. nebst Reinnickelarmaturen.

8 3.
Von der Verordnung betroffene Versonen und Betriebe.

Von der Verordnung werden betroffen:
1. Handlungen. Laden- und Jnstallationsgeschäfte, Fabriken und

Privatpersonen , die obengenannte Gegenstände erzeugen oder ver¬
kaufen, oder die solche Gegenstände, dis zum Verkauf bestimmt
sind, im Besitz oder in Gewahrsam haben;

2. Haushaltungen;
3. Hauseigentümer;
4. Unternehmungenzur Verpflegung fremder Personen, insbesondere

Gast- und Schankwirtschaften, Pensionats, Kaffeehaus-, Kon¬
ditorei» und Küchenbetriebe, Kantinen, Speiseanstalten aller Art,
auch solche auf Schiffen, Bahnen u. dgl. ;

5. öffentliche seinschl. kirchliche, stiftische usw.) und private Heil-,
Pflege- und Kuranstalten, Kliniken, Hospitäler, Heime, Kasernen,
Erziehungs- und Strafanstalten , Arbeitshäuser u. dgl.

8 4.
Beschlagnahme.

Die durch ß 2 gekennzeichneten Gegenstände ans Kupfer, Messing,
Rcinnickel*** auch die verzinnten oder mit einem anderen Ueberzug
(Metall , Lack, Farbe u. dgl.) versehenen, werden hiermit be¬
schlagnahmt.

Die Beschlagnahme erstreckt sich auch auf solche Gegenstände, die
aus Kupfer, Messing und Reinnickel hergestellt worden sind, das von
der Kriegs-Rohstoff-Abteilung des Königlichen Kriegsministeriums
oder durch die Behörden, welche die Beschlagnahmeverordnungener¬
lassen haben, freigegeben worden ist. Bei diesen letzteren bleibt die
Festsetzuua des Preises Vorbehalten.

Die Beschlagnahme hat die Wirkung,  daß die Vor¬
nahme von Veränderungen an den von ihr betroffenen Gegenständen
verboten ist und rechtsgeschäftliche Verfügungen über sie nichtig sind.
Den rechtsaeschäftlichen Verfügungen stehen Verfügungen gleich, die
im Wege der Zwangsvollstreckung oder Arrestvollziehung erfolgen.
Trotz der Beschlagnahmesind alle Veränderungen und Verfügungen
zulässig, die mit Zustimmung der mit der Durchführung beauftragten
Kommunalbehörde erfolgen. Erlaubt ist die Entfernung der Be¬
schläge fsiehe8 9. Die Befugnis zum einstweiligenordnungsmäßigen
Gebrauch bleibt unberührt.

8 S.
Meldepflicht.

Die von der Beschlagnahme Betroffenen haben unter Benutzung
des vorgeschriebenen Meldevordruckes eine Bestandsmeldung
der beschlagnahmten, durch 8 2 gekennzeichneten Gegenstände an die
mit der Durchführung der Verordnung beauftragten Behörden inner¬
halb der von den letzteren fest,zusetzenden Frist einzureichen. Nicht
zu melden sind diejenigen Gegenstände, die bereits nach der Bekannt¬
machung betr . Bestandsmeldung und Beschlagnahme für Metalle
N . 1/4 15 K. R . A. vom 1. Mai 1915 der Meldepflichtunterlagen.

8 6.
Ablieferung der beschlagnahmten Gegenstände.

Wer die Mühe dieser Bestandsmeldung vermeiden will, hat die
beschlagnahmten Gegenstände, soweit erforderlich, auszubauen und
an den von der beauftragten Behörde zu bezeichnenden Ablieferungs¬
stellen gegen eine Anerkenntnisbescheinigungabzuliesern.

Die Anerkenntnisbescheiniqungwird an den von den Behörden
bezeichneten Zablstellen eingelöst.

Diese freiwillige Ablieferung muß bis zum 25. September 1915
erfolgen.

Wer die Gegenstände innerhalb dieser Frist freiwillig abliefert,
bleibt von der Anmeldepflicht für die abgelieferten Gegenstände befreit.
Sämtliche beschlagnahmten in dieser Frist nicht freiwillig abgelieferten
Gegenstände müssen gemeldet werden.

* Wer in einem in Belagerungszustand erklärten Orte oder
Distrikte ein bei Erklärung des Belagerungszustandes oder während
desselben vom Militärbefehlshaber im Interesse der öffentlichen
Sicherheit erlassenes Verbot Übertritt  oder zu solcher lleber-
tretung auffordert oder anreizt, soll, wenn die bestehenden Gesetze
keine höhere Freiheitsstrafe bestimmen, mit Gefängnis bis zu
einem Jahre  bestraft werden.

** Wer vorsätzlich die Auskunf  t, zu der er auf Grund dieser
Verordnung verpflichtet ist, nicht in der gesetzten Frist erteilt oder
wissentlich unrichtige oder unvollständige An¬
gaben macht , wird mit Gefängnis bis zu sechs
Monaten oder mit Geldstrafe bis zu zehntausend
Mark  bestraft , auch können Vorräte,  die verschwiegen sind, im
Urteil für dem Staate verfallen erklärt werden.
Mer fahrlässig die Auskunft,  zu der er auf Grund dieser Ver¬
ordnung verpflichtet ist, nicht in der gesetzten Frist erteilt oder un¬
richtige oder unvollständige  Angaben macht, wird mit
Geldstrafe bis zu dreitausend Mark  oder im Nn-
vermöaensialle mit Gefängnis bis zu sechs Monaten
bestraft.

*** In dieser Verordnung sind unter Neinnickel auch Legie-
rungcn mit einem Nickelgehalr von 99 v. H. und höher verstanden;
es sind nur solche Gegenstände aus Reinnickel betroffen, die mit
dem Stempel ,,Reinnickel" versetzen oder sonst einwandssrei als
aus Reinnickel bestehend sestgestellt sind.

8 7-
Spätere Einziehung.

Die Bestimmungen über sämtliche durch diese Verordnung be¬
schlagnahmten in der vorgeschriebenen Frist nicht freiwillig abgeüeser-
ten Gegenstände werden später erfolgen.8 8.

Ausnahmen.
Ausgenommen sind mit dem beschlagnahmtenMetall überzogene

fz. B . galvanisch) und plattierte Gegenstände aus Eisen oder einem
anderen nicht beschlagnahmten Metall.

Bestehen Zweifel, ob gewisse Gegenstände von der Verordnung be¬
troffen sind, so kann eine Befreiung von der Beschlagnahme bewilligt
werden. Ueber die Befreiung entscheidet die mit der Durchführung
der Verordnung beauftragte Behörde endgültig.8 s.

Ueberuahmepreise.
Für die freiwillig abgelieferten Gegenstände werden die nach¬

folgenden, einheitlich festgesetzten Ueberuahmepreisebezahlt, in denen
die Ueberbringungskostenmit abgegolten sind:

Ueberuahmepreise für jedes Kilogramm.
Für Gegenstände aus Kupfer Messing Mckel

ohne Beschläge tz . . . 4,90 3,00 13,00
mit Beschlägen tz . . . 2,80 2,10 10,50

Die Gegenstände werden mit den Beschlägen gewogen; auf Grund
dieses  Gewichtes ergibt sich der Preis nach obiger Tabelle.

Uebersteigt das Gewicht der Beschläge schätzungsweise bei Gegen¬
ständen aus Kupfer und Messing 30 v. H., bei solchen aus Nickel
20 v. H. des Gesamtgewichtes des Gegenstandes, so wird der 30 bzw.
20 v. H. überschreitendeProzentsatz geschätzt, vom Gewicht abgesetzt
und nicht bezahlt.

Als Entschädigung für etwa erforderliche Ausbauarbeiten wird
für jedes Kilogramm der ausgebauten Gegenstände 0,50 -4t vergütet.

Die vorstehenden Preise sind auf Grund der Anhörung von
Sachverständigen als reichliche Preise festgestellt worden.

8 10.
Aufbewahrung der Gegenstände.

Der von der Beschlagnahme Betroffene ist verpflichtet, die Gegen-
tände bis zum Ablauf einer von der beauftragten Behörde zu be-
timmenden Frist bzw. bis zur Einziehung oder bis zu einer ihm ge-
tatteten Veränderung oder Verfügung zu verwahren und pfleglich zu

behandeln. Die Befugnis zum einstweiligen ordnungsmäßigen Ge¬
brauch bleibt unberührt.

8 11-
Durchführung der Verordnung.

Mit der Durchführung der Verordnung werden die Kommunal-
vcrbände beauftragt ; diese erlassen auch die Äusführungsbestimmungen.
Die Landeszentralbehörden bestimmen, wer als Kommunalverband im
Sinne dieser Verordnung zu gelten hat. Die Kommunalverbände
können den Gemeinden die Ausführung dieser Verordnung übertragen.
Gemeinden, die nach der letzten Volkszählung mehr als 10 000 Ein¬
wohner haben, können die Ucbertragung verlangen.

8 12.
Strafbestimmungen.

Wer vorsätzlich die Bestandsmeldung auf dem vorgeschriebenen
Formular nicyt in der gesetzten Frist einreicht oder wissentlich un¬
richtige oder unvollständige Angaben macht oder den erlassenen Aus-
fuhrungsbestimmungen zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu zehntausendMark bestraft.
Auch können Vorräte ,die verschwiegen sind, im Urteil für dem Staate
verfallen erklärt werden . Fahrlässige Verletzung der Auskunftspflicht
wird mit Geldstrafe bis zu dreitausend Mark, im Unvermögensfalle
mit Gefängnis bis zu sechs Monaten bestraft.

Ferner wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft, sofern
nicht nach den allgemeinen Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt sind,
wer das Verbot gemäß §8 4 und 5 dieser Verordnung Übertritt oder
zur Uebertretung auffordert oder anreizt.

Die K. Oberämter werden um Veröffentlichung dieser
Bekanntmachung ersucht.

Stuttgart , den 28. Juli 1915.
Das stellt). Generalkommando des XIII .(K. W.)Armeekorps:

von Marchtaler.
Bekanntmachung, betreffend Bestanderhebungund Beschlag¬

nahme von Chemikalien und ihre Behandlung.
Nachstehende Verordnug wird hiermit zur allgemeinen

Kenntnis gebracht mit dem Bemerken, daß jede tleber-
tretung — worunter auch verspätete oder unvollständige
Meldung fällt — sowie jedes Anreizen zur Uebertretung
der erlassenen Vorschrift, soweit nicht nach den allgemeinen
Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt sind, nach 8 9 Buch¬
stabe t>*) des Gesetzes über den Belagerungszustand vom
4. Juni 1851 oder nach 8 5**) der Bekanntmachung über
Voratserhebungen vom 2. Februar 1915 bestraft wird.

. 8 i.
Inkrafttreten der Verordnung.

и) Die Verordnung tritt am 31. Juli 1915, nachts 12 Uhr,
in Kraft und ersetzt die Verordnung vom 30. Juni Ob. I . 1./7.. 16.
L . R . L..

к) Für die in 8 3 Absatz s bezeichnet!!» Gegenstände treten
Meldepflicht und Beschlagnahme erst mit dem Empfang oder der
Einlagerung der Waren in Kraft.

o) Beschlagnahmt und meldepflichtigsind auch die nach dem 31.
^uli 1915 etwa hinzukommendenVorräte , jedoch nur , wenn die in
Spalte II der Uebersichtstafel verzeichneten Mengen überschritten
sind.

ck) Falls die im 8 4 aufgeführten Mindestmengen am 31. Juli
1915, nachts 12 Uhr. nicht erreicht sind, treten Meldepflicht und Be¬
schlagnahme für die gesamten Bestände an dem Tage in Kraft , an
welchem diese Mindestvorräte überschkrittenwerden.

e) Verringern sich die Bestände eines von der Verordnung Be¬
troffenen nachträglich unter die angegebenen Mindestmengen (siehe
8 4 ), so behält die Verordnung trotzdem für diesen ihre Gültigkeit.

8 2.
Von der Verordnung betroffene Gegenstände.

Meldepflichtig und beschlagnahmt  sind vom In¬
krafttreten dieser Verordnung ab bis auf weiteres sämtliche Vorräte
der in der Uebersichtstafel  aufgeführten Klassen (einerlei,
ob Vorräte einer , mehrerer oder sämtlicher Klassen vorhanden sind),
mit Ausnahme der im 8 4 bezeichneten Vorräte.

I Unter Beschlägen sind Oesen, Ringe, Handhaben, Stiele un
Griffe aus Eisen, Holz u. dgl. verstanden.

*) Wer in einem in Belagerungszustand erklärten Orte odi
Distrikte ein bei Erklärung des Belagerungszustandes oder währen
desselben vom Militärbefehlshaber im Interesse der öffentliche
Sicherheit erlassenes Verbot Übertritt  oder zu solcher Uebc,
tretung auffordert oder anreizt, soll, wenn die bestehenden Gesetz
keine höhere Freiheitsstrafe bestimmen, mit Gefängnis bi
zu einem Jahre  bestraft werden.

**) Wer vorsätzlich die Auskunft,  zu der er auf Grün
dieser Verordnung verpflichtet ist, nicht in der gesetzten Frist erteil
oder wissentlich unrichtige oder unvollständig
Angaben macht,  wird mit Gefängnis biszusechj
Monaten  oder mit Geldstrafe bis zu zchntausenl
Mark  bestraft , auch können Vorräte,  die verschwiegen sind, in
Urteil für dem Staate verfallen erklärt werden
Wer fahrlässig  die r. u s ku n f t,  zu der er auf Grund diese:
Verordnung verpflichtet ist, nicht in der gesetzten Frist erteilt odc:
unrichtige oder unvollständige Angaben macht
wird mit Geldstrafe bis zu dreitausend Mark  oder
im Unvermögensfalle mil Gefängnis bis zu sechk
Monate  n bestraft.

! Von der Verordnung betroffene Personen , Gesellschaften »st»I Von dieser Verordnung werden betroffen:
ü) alle gewerblichenUnternehmer, Firmen oder Pesonen, in deren

Betrieben die im 8 2 aufgeführten Gegenstände erzeugt, gebraucht
oder verarbeitet werden, soweit die Vorräte sichi»
ihrem Gewahrsam  befinden , oder die solche Gegenstände
aus Anlaß ihres Wirtschaflsbetriebes, ihres Handelsbetriebes
oder sonst des Erwerbes wegen für sich oder für andere in Ge¬
wahrsam  haben , oder bei denen sich solche Gegenstände
unter Zollaufsicht befinden;

b) alle Kommunen, öffentlich-rechtlichen Körperschaften und Ver¬
bände, in deren Betrieben solche Gegenstände erzeugt, gebraucht
oder verarbeitet werden, oder die solche Gegenstände in Ge¬
wahrsam  haben , oder bei denen sie sich unter Zollaufsicht
befinden;

a) Personen, welche zur Wiederveräußerung oder Verarbeitung
durch sie oder andere bestimmte Gegenstände der im 8 2 auf-
geführtcn Art in Gewahrsam  genommen haben, auch wenn
sie im übrigen kein Handclsgewerbe betreiben;

ä) alle Empfänger (der unter a bis o bezeichneten Art) solcher
Gegenstände nach Empfang  derselben, falls die Gegenstände
sich am Meldetag auf dem Versand befinden und nicht bei einem
der unter s. bis a aufgeführten Unternehmer, Personen usw. in
Gewahrsam oder unter Zollaufsicht gehalten werden;

«fauch diejenigen Personen . Gesellschaften
usw ., deren Vorräte durch schriftlicheEinzel-
verfügung beschlagnahmt worden sind.  Die
Einzelverfüqunqen und die Verordnungen Ob. 1.124/1. 15. L.
R. X Ob. 1./4. 15. L . R . und Ob. I . 1./6. 15. L . R. X
werden durch diese allgemeine und erweiterte  Verordnung
ersetzt.
Von der Verordnung betroffen sind hiernach insbesondere

nachstehend aufgeführte Betriebe und Personen:
gewerbliche Betriebe:  Chemische Fabriken, Sprcng-

stoffabriken und alle Betriebe, die Chemikalien Herstellen oder
verarbeiten;

Handelsbetriebe:  Kaufleute , Lagerhalter, Spediteure,
Kommissionäre usw.;

wirtschaftliche Betriebe:  Landwirte usw.
Sind in dem Bezirk der verordnenden Behörde neben der

Hauptstelle Zweigstellen vorhanden (Zweigfabriken, Filialen , Zweig¬
bureaus , Nebengüter u. dgl.), so ist die Hauptstelle zur Meldung und
zur Durchführung der Beschlagnahmebestimmungenauch für diese
Zweigstellen verpflichtet. Die außerhalb des genannten Bezirks (in
welchem sich die Hauptstelle befindet) ansässigen Zweigstellen gelten
als selbständige Betriebe.

8 4.
Ausnahmen von der Verordnung.

Ausgenommen von dieser Verordnung sind solche im 8 3 gekenn¬
zeichneten Personen, Gesellschaften usw., deren Vorräte (einschließlich
derjenigen in sämtlichen Zweigstellen, die sich im Bezirk der verord¬
nenden Behörde befinden) am 31. Juli 1915, nachts 12 Uhr, geringer
sind als die in der Uebersichtstafel (Spalte L ) aufgeführten
Mengen. Auch diese Personen sind auf besonderes Verlangen der
zuständigen Behörde zur Meldung ihrer Vorräte oder zu Fehl¬
meldungen verpflichtet. Für Zugänge gilt die Bestimmung des 8 4 «.

8 s.
Besondere Bestimmungen.

») Die Verwendung der beschlagnahmten  Bestände hat
nach der in der Uebersichtstafel  angegebenen Weise zu er¬
folgen.

b) I . Die Verarbeitung beschlagnahmter Stoffe zu anderen be-
schlagnahmten Stoffen sz. B. Umwandlung von Salpeter
in Salpetersäure , Zinkblende i» Schwefelsäure, Salpeter¬
säure in Ammoniaksalpeter) ist den Verbrauchern nach Spalte
^ der Uebersichtstafel ohne weiteres, sonst jedoch(auch wenn mittelbar
Aufträge von Heer oder Marine , z. B. auf Zwischencrzeugnisse von
Sprengstoffe» und Pulver vorlicgcn) nur auf Grund von Umwand-
lungserlaubnisscheincn der Kriegs-Rohstoff-Abteilung des Preußischen
Kricasniinisteriums gestattet.

II . Verkauf beschlagnahmterBestände an andere als die in
Spalte 0 der UebersichtstafelGenannten wird durch die Kriegs-Roh¬
stoff-Abteilung des Preußischen Kricgsministeriums gestattet für un-
entbebrlich erscheinende Mengen monatlich auf Antrag.

III . Die Lieferung (LagerwechscllbeschlagnahmterMengen ist
mit der in Spalte II der Uebersichtstafel genannten Ausnahme nur
auf Grund von Versanderlau'inisscheinen der Kriegs-Nohftoff-Abtci-
lung des Preußischen Kriegsministeriums gestattet. Der Versand»
crlaubnisschcin berechtigt zu- Lieferung, ohne daß der Liefernde zu
einer Prüfung der ordnungsmäßigen Verwendung bei dem Empfänger
verpflichtet ist.

Anträge auf Umwandlungs-, Vcrkauks- und Versanderlaubnis-
scheine sind an die KricgschemikalicnAktengcscllschaft, Berlin 66,
Mauerstraße 63/65, zu richten, der die Vorprüfung der Anträge
obliegt.

e) Freigegeben werden durch die Kriegs-Rohstoff-Abteilung die
für anderen als in Spalte 4- der Uebersichtstafelgenannten Bedarf
unentbehrlich erscheinenden Mengen zum Verbrauch  monatlich
aus Antrag. Als Verbraucher gilt auch der Verkäufer einer Menge,
die kleiner ist als die in Spalte II der Uebersichtstafel verzeichnete,
sofern der Verkäufer monatlich im ganzen an seine Kundschaft nicht
mehr verkauft als die in Spalte I verzeichnete Menge. Die Anträge
auf Frciaabc sind an die .KricgschemikalicnAktiengesellschaft, Berlin
^ 66, Manerstraße 63/65, zu richten, der die Vorprüfung der An¬
träge obliegt.

Der nicht verbrauchte Teil der freigegcbcnen Menge verfällt
mit Ablauf des letzten GültigkcitstaqeS, auf den der Frcigabcschein
lautete, erneut der Beschlagnahme, soweit sie nicht nach Spalte II
der Uebersichtstafel frei bleiben.

Nach Spalte 4̂ und 8 der Uebersichtstafel verarbeitete, aber
hierbei nicht verbrauchte (also noch technisch nutzbare) Mengen ver¬
bleiben unter der Beschlagnahme.

6) Für den Handel, auch mit frcigegebenen Mengen, sind die vom
Bundesrat oder Reichskanzler oder von den verordnenden Militär¬
behörden etwa festgesetzten Prcisgrcnzen maßgebend; Ausnahmen be¬
dürfen derZustimmung derjenigen Behörde, welche zur Bewilligung
von Ausnahmen von Höchstpreisen ermächtigt ist.

Jede andere Verwendung und Verfügung ist verboten.
Auch die unter der Uebersichtstafel genannten Verbraucher

unterliegen den Bestimmungen dieses Paragraphen , soweit sie nicht
ausdrücklich ausgenommen sind.

8 6.
Meldebestiminunqe«.

Die von dieser Verordnung betroffenen Vorräte sind monatlich
zu melden.

Die erste Meldung hat auf einem Meldeschein bis zum 10.
August  1915 , zu erfolgen und ist an die K r i e g s che in i ka li e n
Aktiengesellschaft , Berlin  V 66 Manerstraße 63/65,
zu richten. (Die Briefe müssen ordnungsgemäß frankiert sein.)

Die Kriegschemikalien Aktiengesellschaft wird an diejenigen
Firmen, die im Juli Vorräte gemeldet haben, Meldescheine für die
Monate August. September und Oktober versenden. Meldepslichtige,
die bis zum 5. August dieses Jahres keine Meldescheine erhalten, haben
solche am 6. August von der Kriegschemikalicn-Aktiengesellschaft schrift¬
lich einzufordern. Die verlangten Meldungen über Vorräte , Ab¬
gänge usw. sind deutlich in den auf dem"Meldeschein befindlichen
Spälten anzugeben. In denjenigen Fällen, in welchen genaue Ermitt-
lung des Gewichts durch Verwiegen mit imverhältnismäßiger
Schwierigkeiten verbunden ist, können die Gewichte nach dem Lager¬
buch oder nach Belegen aufgegcben werden. Die Belege müssen zur
Nachprüfung bereitgehalten werden.

Weitere Mitteilungen darf der Meldeschein nicht enthalten. Rin
solche Bestandsmeldungen , die auf dem vorge-
lchriebenen Meldeschein gemacht werden , gelten
->ls ordnungsmäßig abgegeben.



Die späteren Meldungen über Vorräte , Abgänge usw. sind kn
gleicher Weise monatlich,  pünktlich bis zum 10. jedes Monats,
an die Kriegschemikalien Aktiengesellschaft , Berlin
V 66, Mauerstraße 63/65 , einzureichen , von der die Ilebersendung der
hierzu erforderlichen Meldescheine an diejenigen Firmen unaufgefordert
erfolgen wird , die im August Vorräte an Chemikalien gemeldet haben.
Andere Firmen haben die Scheine einzufordern.

Bei vollständigem  Abgang der Vorräte durch Verarbeitung,
Verbrauch , Verkauf laut Spalte S , 0 , v und O der Uebersichts-
tafel oder Freigabe laut Spalte ^isteinmaligeFehlanzeige
am nächstfolgenden Meldetermin einzureichen . Eine weitere Meldung
ist dann solange nicht erforderlich , als Vorräte nicht mehr vorhanden
find. Die Beschlagnahme  wird jedoch bei Zugang neuer
Vorrätesosort wieder wirksam,  so daß alsdann bis zmn

10. jeden Monats wieder eine Bestandsmeldung einzugehen hat , es sei
denn , daß die Zugänge nach § 1 v von der Beschlagnahme frei sind.

Anfragen , die vorliegende Verordnung betreffen , sind an die
Kriegschemikalien Aktiengesellschaft  zu richten.

8 7-
Nmsinig der Meldung.

Außer den Angaben üver die Vorratsmengen ist anzugeben , wem
die fremden Vorräte gehören , die sich im Gewahrsam des Auskunfts-
Pflichtigen (88 8 und 4) befinden.

, 8 8-
Zagerbuch.

Jeder Meldepflichtige hat ein Lagerbuch einzurichten , auS dem
jede Aenderung der Vorratsmengen und ihre Verwendung ersichtlich
sein muß.

Uebersichtstafel.

Zur Feststellung , ob die Angaben richtig gemacht sind, werden im
Aufträge des Kriegsministeriums Beauftragte oer Polizei - und
Militärbehörden die Vorratsräume untersuchen und die Bücher der
zur Auskunft Verpflichteten prüfen.

Die K. Oberämter werden um Veröffentlichung dieser
Bekanntmachung ersucht.

Stuttgart, den 27. Juli 1915.
Das stell». Generalkommando des XIII .(K. W.)Armeekorpsr

von Marchtaler.
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Stoffgattung
Ohne weiteres sind erlaubt:
Verarbeitung und Verbrauch
beschlagnahmter Bestände

und Zugänge

Erlaubt wird die
Verarbeitung be¬

schlagnahmter
Stoffe zu anderen
beschlagnahmten

Stoffen (Um¬
wandlung ) ande¬
ren als den unter

ä Genannten

Ohne weiteres ist erlaubt:
Verkauf beschlagnahmter Vor¬
räte (vgl . jedoch wegen Liefe¬
rung (Versands verkaufter

Mengen Spalte 0) an

Erlaubt wird
Lieferung

(Versand ) be¬
schlagnahmter

Mengen

Nicht beschlag¬
nahmt sind Vor¬
räte , deren Ge¬
samtbetrag aller

Arten einer Stoff¬
gattung am Tage
dererstenBelchlag-

nahme kleiner
war als

Freigegeben
werden zum
Verbrauch

Gestattet wird
Verkauf beschlag¬
nahmter Bestände

an andere als
die in Spalte L
Genannten für

FreibleibenZugänge,derenmonatlicherGe-samtbetragallerArten
einerStoffgattung

kleineristals

GiS
- « ^ 3

A -i 'Z r- ^
ZoZr-»^ 8
LT L LLNZ 'L s

Sonder¬

bestimmungen

» Salpeterstickstoff (Jnhalt ) in
Natron -(Chils ), Kali -, Kalk-
(Norge -), Ammoniaksalpeter

denjenigen Besitzern, die in
ihren Büchern ausweisen,
daß sie mit den verbrauch¬
ten Mengen unter bestmög¬
licher Ausbeute unmittel¬
bar Aufträge der deutschen
Armes oder Marine auf
Sprengstoffe und Pulver

ausfübren;

nur auf Grund
von Umwand-
lungserlanbniS-
schcinen gemäß

8 5dl

Militär -,Marinebehörden,Friedr
Krupp (Essen), Kriegschemikalien
Aktiongesellschakt, Berlin >V 66,

Mauerstr . 63/65;

nur aus Grund
von Versand¬

erlaubnis¬
scheinen gemäß

8 5 b 'lll

z 75 kg Salpeter-
stickstoffderKlassen
s und b zusammen
(75 leg Salpeter¬

stickstoff ent¬
sprechen ungefähr
450 leg syntheti¬
schem oder raffi-

> liiertem Natron-

unentbehrlich
erscheinende

Mengen
monatlich

aus Antrag
gemäß 8 5 o

unentbehrlich er¬
scheinende Men¬
gen monatlich
auf Antrag ge¬

mäß 8 5dÜ

V-- Kg
Salpcter-

st' ckstoff
(Inhalt)

2 kg
Salpcter-
stiMoff

(Inhalt)

als Sprengstoff
und Pulver gelten
auch die von der

d' Salpeterstickstoff (Jnhalt ) in
Salpetersäure jeder Grädig¬
keit, auch gemischt und ver¬

unreinigt

denjenigen Besitzern, die in
ihren Büchern ausweisen,
daß sie mit den verbrauch¬
ten Mengen unter bestmög¬
licher Ausbeute unmittel¬
bar Aufträge der deutschen
Armee oder Marine auf
Sprengstoffe und Pulver

ausführen;

nur auf Grund
von Umwand-
lungserlaubnis-
scheinen gemäß

8 5l ) I

Militär -,Marinobehörden,Friedr.
Krupp (Essen), Kriegschemikalien
Aktiengesellschaft, Berlin IV 66,

Mauerstr . 63 '66,
unter ü genannte Verbraucher
für die unter ü genannten Be¬
dürfnisse , Kundschaft der Ver¬
braucher im Sinne des 8 5e,

2. Satz;

nur auf Grund
von Versand-

erlaubnis-
scheinen gemäß

8 5b 111

/ salpeter oder 480
>leg Chilesalpeter
j oder640 leg Kali¬

salpeter oder 570
leg Norgcsalpeter

oder 430 kg
Ammoniaksalpeter
oder 340 kg 100-
proz. Salstster-

! säure

unentbehrlich
erscheinende

Mengen
monatlich

auf Antrag
gemäß 8 5 o

unentbehrlich er¬
scheinende Men¬
gen monatlich
aut Antrag ge¬

mäß 8 5bII

1 kg
Salpeter¬

stickstoff
(Inhalt)

10 kg
Salpeter¬

stickstoff
(Inhalt)

! deutschen Armee
' oder Marine be¬

stellten Rauch¬
oder Leuchtlörper

!
r Toluol (Inhalt ) in rohem,

gereinigtem , reinem Toluol
oder in Erzeugnissen , die
durch Verarbeitung von To¬
luol entstanden sind, ins¬
besondere in Nitrotoluolen

aller Art

denjenigen Besitzern, dis in
ihren Büchern ausweisen,
daß sie mit den verbrauch¬
ten Mengen unter bestmög¬
licher Ausbeute unmittel¬
bar Aufträge der deutschen
Armee oder Marine auf
Sprengstoffe und Pulver

ausführen;

nur aul Grund
von Umwand¬
lungserlaubnis¬
scheinen gemäß

8 bbl

Militär -,Marinebehörden,Friedr.
Krupp (Esten), Kriegscliemikalien
Aktiengesellschaft, Berlins 66,

Mauerstr . 63/65;

nur auf Grund
von Versand-

erlaubnis-
schsinen gemäß

8 5b III

20 kg Toluol
(Inhalt ), sowie

vorrätige toluol-
haltige Bestände
und Zwischen¬

produkte aus der
Fabrikation von

Chlortoluol,
Benzaldehyd und

Benzoesäure

unentbehrlich
erscheinende

Mengen
monatlich

auf Antrag
gemäß 8 5 o

unentbehrlich er¬
scheinende Men¬
gen monatlich
aiff Antrag ge¬

mäß 8 5bII

wegen der toluol¬
haltigen Rohstoffe
und des Zwanges
zurToluolgewinn-
ung wird aus die
„Bekanntmachung
über die Verwen¬
dung von Benzol
u.Solventnaphtha
sowie über Höchst¬
preise für diese
Stoffe " verwiesen

i« Japankampfer (Inhalt ) in
Japankampfer jeder Aufbe¬
reitung (gleichgültig, wo die
Aufbereitung stattfand ) auch

in Kampferpulver und
Kampferblume

denjenigen Besitzern, die in
ihren Büchern ausweisen,
daß sie mit den verbrauch¬
ten Mengen unter bestmög¬
licher Ausbeute unmittel¬
bar Aufträge der deutschen
Armee oder Marine auf
Sprengstoffe , Pulver und
Medikamente ausführen;

nur auf Grund
von Umwand-
lungserlaubnis-
fcheinen gemäß

8 5dl

Militär -,Marinebehörden,Friedr.
Krupp (Essen), Krisqschemikalien
Aktiengesellschaft, Berlins 66,

Mauerstr . 63/65,
unter ü genannte Verbraucher
für die unter A genannten Be¬
dürfnisse , Kundschaft der Ver¬
braucher im Sinne des 8 5o,

2. Satz;

nur auf Grund
von Versand¬

erlaubnis¬
scheinen gemäß

8 5b III

20 kg Japan-
kainpfer (Inhalt)

unentbehrlich
erscheinende

Mengen
monatlich

auf Antrag
gemäß 8 5 v

unentbehrlich er¬
scheinende Men¬
gen monatlich
auf Antrag ge¬

mäß 8 5bII

0,o» kg
Kampfer
(Inhalt)

0,» kg
Kampfer
(Inhalt)

O Glycerin (Jnhalt ) in reinem,
unreinem und gemischtem
Glyzerin inrt 50 v. H . und

mehr Reingehalt

denjenigen Besitzern, die in
ihren Büchern ausweisen,
daß sie mit den verbrauch¬
ten Mengen unter bestmög¬
licher Ausbeute unmittel¬
bar Aufträge der deutschen
Armee oder Marine aus¬
führen , für die ihnen von
der bestellenden Behörde die
Unersetzlichkeit bescheinigt

ist;

nur auf Grund
von Umwand¬
lungserlaubnis¬
scheinen gemäß

8 Sdi

Militär -Marinebehörden,Friedr.
Krupp (Essen), Kriegschemikalien
Aktiengesellschaft, Berlin 1/7 66,

Mauerstr . 63/65,
unter k genannte Verbraucher
für die unter L genannten Be¬
dürfnisse , Kundschaft der Ver¬
braucher im Sinne des 8 5o,

2. Satz;

nur auf Grund
von Versand¬

erlaubnis¬
scheinen gemäß

8 5 b 111

50 Lg Glyzerin
(Inhalt)

unentbehrlich
erscheinende

Mengen
monatlich

auf Antrag
gemäß 8 5 v

unentbehrlich er¬
scheinende Men¬
gen monatlich
auf Antrag ge¬

mäß 8 5 b II

0,i kg
Glyzerin
(Inhalt)

S kg
Glyzerin
(Inhalt)

Schwefel (Inhalt ) in Schwefel
und Schwefelkies aller Art,
in Zinkblende , in schwefliger
Säure sowie in rauchender
und wässeriger Schwefel¬
säure jeder Grädigkeit (auch
in gemischter und verun¬

reinigter Säure)

denjenigen Besitzern, die in
ihren Büchern ausweifen,
daß sie mit den verbrauch¬
ten Mengen unter bestmög¬
licher Ausbeute unmittel¬
bar Aufträge der deutschen
Armee oder Marine auf
Sprengstoffe und Pulver

ausführen;

nur auf Grund
von Umwand-
lungserlaubnis-
fcheinsn geinäß

8 5bl

Militär -,Marinebehörden,Friedr.
Krupp (Esten), Kriegschemikalien
Aktiengesellschaft, Berlin 7V 66,

Mauerstr . 63/66,
unter ü genannte Verbraucher
für dis unter ü genannten Be¬
dürfnisse , Kundschaft der Ver¬
braucher im Sinne des 8 5o,

2. Satz;

nur auf Grund
von Versand¬

erlaubnis¬
scheinen gemäß8 5bm

1500 kg Schwefel
(Inhalt ) (ent¬

sprechen etwa 4600
kglOVprozsntigem

Schwefelsäure¬
monohydrat)

unentbehrlich
erscheinende

Mengen
monatlich

auf Antrag
gemäß 8 5e

unentbehrlich er¬
scheinende Men¬
gen monatlich
auf Antrag ge¬

mäß 8 5 b II

25 kg
Schwefel
(Inhalt)

100 kg
Schwefel
(Inhalt)

als Sprengstoff
und Pulver gelten
auch die von der
deutschen Armee
oder Marine be-
stelltenRauch - oder

Leuchtlörper

S Chlor (Inhalt ) in flüssigem
und gasförmigem Zustand

sowie in Chlorkalk

denjenigen Besitzern, die in
ihren Büchern ausweisen,
daß sie mit den verbrauch¬
ten Mengen unter bestmög¬
licher Ausbeute unmittel¬
bar Aufträge der deutschen
Armee oder Marine auf
Kampf -, Medizinal - und
Desinfektionsmittel aus¬

führen;

nur auf Grund
von Umwand-
lungserlaubnis-
scheinen gemäß

.8 5bl

Militär -,Marinebehörden,Friedr.
Krupp (Essen), Kriegschemikalien
Aktiengesellschaft, Berlin IV 66,

Mauerstr . 63/65,
unter ü genannte Verbraucher
für die unter ü genannten Be¬
dürfnisse , Kundschaft der Ver¬
braucher im Sinne des ß 5o,

2. Satz;

nur auf Grund
von Versand¬

erlaubnis¬
scheinen gemäß

8 5b III

126 kg Chlor
(Inhalt)

unentbehrlich
erscheinende

Mengen
monatlich

auf Antrag
gemäß 8 5 o

unentbehrlich er¬
scheinende Men¬
gen monatlich
auf Antrag ge¬

mäß 8 5 b II

1 kg
Chlor

(Inhalt)

20 kg
Chlor

(Inhalt)

Zwischensrzeugniffe auf dem
Herstellungswege von s, b,
o, kl, o, t , g bis i, soweit sie

nicht oben genannt sind

denjenigen Besitzern, die in
ihren Büchern ausweisen,
daß sie mit den verbrauch¬
ten Mengen unter bestmög¬
licher Ausbeute unmittel¬
bar Aufträge der deutschen
Armee oder Marine auf
Sprengstoffe und Pulver

ausführen;

nur auf Grund
von Umwand¬
lungserlaubnis¬
scheinen gemäß

8 bbl

Militär -,Marinebehörden,Friedr.
Krupp (Esten), Kriegschemikalien
Aktiengesellschaft, BerlinIV 66,

Mauerstr . 63/65,
unter ä genannte Verbraucher
für die unter ä genannten Be¬

dürfnisse;

nur auf Grund
von Versand¬

erlaubnis¬
scheinen gemäß

8 5b III

unentbehrlich
erscheinende

Mengen
monatlich

auf Antrag
gemäß 8 6 o

unentbehrlich er¬
scheinende Men¬
gen monatlich
auf Antrag ge¬

mäß 8 5bII

I aus s bis k gefertigte Kampf¬
mittel wie Pulver , Spreng¬

stoff usw. aller Art

den bestellenden Militär¬
oder Marinebehörden

die bestellenden Militär - oder
Marinebehörden;

ohne weiteres
an die bestellen¬
den Militär - u.
Marinebehör¬

den , im übrigen
nur auf Grund
von Versand-

erlaubnis-
fcheinen gemäß

8 bi >L

unentbehrlich
erscheinende

Mengen
monatlich

auf Antrag
gemäß 85v

unentbehrlich er¬
scheinende Men¬
gen monatlich
auf Antrag ge¬

mäß 8 5b 11

Druckb«r StnUaart» «nckhruckerei'GrseMchafl ltrOb« Lhr. Fr. Lottos
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